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 und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
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 Weitere Anrechnung der Krankenhausverpflegung auf das Arbeitslosengeld II
 trotz eines gegenteiligen Urteils des Bundessozialgerichts

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Mit  Urteil  vom  18.  Juni  2008  (Az.:  B  14  AS  22/07  R)  entschied  das  Bundes-
 sozialgericht,  dass  die  gängige  Praxis  in  den  Job  Centern,  die  Verpflegung  in
 einem  Krankenhaus  mit  dem  Arbeitslosengeld  II  (Alg  II)  zu  verrechnen,  un-
 zulässig  ist.  Das  Bundessozialgericht  betonte  in  der  Medieninformation  zum
 Urteil,  dass  „Grundsätzlich  […]  das  SGB  II  eine  Reduzierung  der  Regelleistung
 auf  der  Grundlage  einer  individuellen  Bedarfsermittlung  nicht  zu  [lässt],  denn
 die  Regelleistung  zur  Sicherung  des  Lebensunterhalts  hat  pauschalierenden
 Charakter.“  In  der  inzwischen  schriftlich  vorliegenden  Urteilsbegründung  hebt
 das  Bundessozialgericht  den  Grundsatz  der  Pauschalierung  hervor  und  verneint
 ausdrücklich  die  in  der  Bundestagsdrucksache  16/1838  geäußerte  Rechtsauffas-
 sung  der  Bundesregierung,  dass  das  Bedarfsdeckungsprinzip  Grundlage  für  die
 Kürzung  der  Regelleistung  bei  Gewährung  von  Krankenhauskost  im  Zweiten
 Buch Sozialgesetzbuch (SGB  II) sei (Rn. 23).

 Zum  1.  Januar  2008  stellte  die  Bundesregierung  mit  der  neugefassten  Alg  II-
 Verordnung  (Alg  II-V)  die  Verrechnung  von  Krankenhausverpflegung  erstmals
 auf  eine  gesetzliche  Grundlage.  Ausgangspunkt  dieser  Norm  ist  die  inzwischen
 vom  Bundessozialgericht  verworfene  Rechtsauffassung,  das  SGB  II  ermögliche
 eine  individuelle  Bedarfsermittlung  z.  B.  zur  Verrechnung  von  Krankenhaus-
 kost.  Auch  wenn  das  Bundessozialgericht  nicht  über  die  neue  Alg  II-Verord-
 nung  zu  entscheiden  hatte,  so  werden  in  dem  genannten  Urteil  doch  „erhebliche
 Bedenken“  an  der  Rechtmäßigkeit  der  zum  1.  Januar  2008  in  Kraft  getretenen
 Alg  II-Verordnung  geäußert.  Das  Bundessozialgericht  gibt  zu  bedenken,  dass  es
 der  Bundesregierung  möglicherweise  grundsätzlich  auf  dem  Verordnungswege
 versagt  ist,  die  in  §  20  Abs.  1  SGB  II  genannten  Grundbestandteile  der  Regel-
 leistung  als  Einnahmen  individuell  bedarfsmindernd  zu  berücksichtigen.  Auch
 äußert  es  „erhebliche  Zweifel  an  der  Sachgerechtigkeit  der  Neuregelung  in  §  2
 Abs.  5  ALG-II-V“  (Rn.  20  des  Urteils  vom  18.  Juni  2008),  sprich:  der  Verrech-
 nung von Krankenhauskost.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Arbeit  und  Soziales  vom  27.  Ok-
 tober 2008 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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In  Zweifel  gezogen  wird  die  zum  1.  Januar  2008  in  Kraft  getretene  Alg  II-
 Verordnung  auch  durch  eine  Entscheidung  des  Sozialgerichts  Berlin  vom
 24.  Januar  2008  (Az.:  S  116  AS  17528/07).  Das  Sozialgericht  urteilte,  dass  die
 Bundesregierung  hinsichtlich  der  Anrechnung  von  Verpflegungskosten  bei  sta-
 tionärer  Unterbringung  keine  Ermächtigungsgrundlage  zum  Erlass  einer  Ver-
 ordnungsregelung  hat.  Die  Bundesregierung  bestimme  mit  der  Regelung  zur
 Verrechnung  von  Krankenhausverpflegung,  welche  Einnahme  als  Einkommen
 zu  berücksichtigen  ist.  Nach  Verordnungsermächtigung  des  SGB  II  ist  jedoch
 nur  der  Erlass  einer  Regelung  erlaubt,  „welche  weiteren  Einnahmen  nicht  als
 Einkommen  zu  berücksichtigen  sind  …“  (§  13  Nr.  1  SGB  II).  Auch  das  Landes-
 sozialgericht  Niedersachsen  und  andere  Landessozialgerichte  (LSG)  urteilten
 (Eilentscheidung  vom  25.  Februar  2008,  Az.:  L  9  AS  839/07  ER,  so  auch  das
 Sozialgericht  Berlin  vom  29.  November  2007  –  S  116  AS  21638/07  und
 24.  Januar  2008  –  S  116  AS  17528/07;  LSG  NRW  vom  3.  Dezember  2007  –
 L  20  AS  2/07;  LSG  NSB  vom  25.  Februar  2008  –  L  9  AS  839/07  ER;  VG  Bre-
 men  vom  22.  Mai  2008  –  S  3  V  1393/08),  dass  Leistungen  bei  stationärer
 Unterbringung  nicht  per  Verordnung  als  Einkommen  definiert  werden  könnten.
 Wenn  der  Verordnungsgeber,  dies  doch  tue,  habe  er  seine  „Rechtssetzungskom-
 petenz überschritten“.

 Die  Alg  II-Verordnung  weist  demnach  erhebliche  formelle  und  sachliche  Män-
 gel  auf.  Vor  diesem  Hintergrund  dürften  Widersprüche  und  Klagen  gegen  eine
 Anrechnung von Krankenhauskost gute Aussichten auf Erfolg haben.

 Gleichwohl  weist  die  Bundesanstalt  für  Arbeit  (BA)  in  der  Geschäftsanweisung
 Nr.  28 vom 20.  Juli 2008 die Leistungsbehörden an:

 ●  Überprüfungsanträge  (§  44  des  Zehnten  Buches  Sozialgesetzbuch  –  SGB  X)
 für  bestandskräftige  Fälle,  in  denen  Bescheide  in  der  Zeit  vor  dem  1.  Januar
 2008  ergangen  sind  und  deren  Widerspruchs-  und  Klageverfahren  abge-
 schlossen  sind,  abzulehnen  und  nur  solche  Fälle,  die  noch  im  Widerspruchs-
 oder  Klagverfahren  sind,  klaglos  zu  stellen  und  den  Klägern  zu  entsprechen.

 ●  Die  Entscheidung  des  Bundessozialgerichts  für  Neufälle,  die  auf  der  Basis
 der  zum  1.  Januar  2008  gültigen  Alg  II-Verordnung  ergangen  sind,  nicht
 anzuwenden.

 Das  heißt,  in  der  Verwaltungspraxis  finden  die  Entscheidung  des  Bundessozial-
 gerichts  und  der  vom  Gesetzgeber  normierte  Grundsatz  der  Pauschalierung  von
 Regelleistungen  weiterhin  keine  Anwendung.  Gebunden  an  die  Rechtslage  und
 die  fragwürdige  Rechtsverordnung  der  Bundesregierung,  weist  die  Bundes-
 agentur  für  Arbeit  die  Agenturen  an,  in  der  Vergangenheit  zu  Unrecht  gekürzte
 Leistungen  nicht  an  die  Betroffenen  zurückzuzahlen  und  für  die  Zukunft  weiter-
 hin  unrechtmäßig  die  Leistungen  von  Alg  II-Beziehern  zu  kürzen.  Damit  blei-
 ben  die  Rechte  von  Alg  II-Beziehenden  weiter  beschränkt  und  die  Sozial-
 gerichte werden wider besseres Wissen mit zusätzlichen Klagen überflutet.

 1.  Plant  das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  (BMAS)  die  laut
 Bundessozialgericht  (BSG)  nicht  sachgerechte  und  formell  rechtswidrige
 Regelung  in  der  Alg  II-Verordnung,  Krankenhauskost  als  Einkommen  zu
 berücksichtigen, zu streichen?

 Das  Bundessozialgericht  hat  mit  Urteil  vom  18.  Juni  2008  (B  14  AS  22/07  R)
 entschieden,  dass  die  Anrechnung  von  Krankenhausverpflegung  nach  der  bis
 zum 31. Dezember 2007 geltenden Rechtslage rechtswidrig war.

 Diese  Rechtslage  wurde  bereits  durch  das  Inkrafttreten  der  Arbeitslosengeld  II/
 Sozialgeld-Verordnung  (Alg  II-V)  zum  1.  Januar  2008  abgelöst.  Darin  wurde  mit
 §  2  Abs.  5  und  6  Alg  II-V  die  Berechnung  von  Einnahmen  in  Geldeswert,  die
 nach  §  11  Abs.  1  Satz  1  SGB  II  zu  berücksichtigen  sind,  geregelt.  Zu  diesen  Re-
 gelungen  hat  das  Bundessozialgericht  in  einem  obiter  dictum  Hinweise  gegeben.

 Das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  wird  diese  Regelungen  in  Kürze
 unter Beachtung der Hinweise des Bundessozialgerichts anpassen.
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Danach  dürfen  Einnahmen  in  Geldeswert,  die  auch  mit  der  Regelleistung  abge-
 golten  sind,  trotz  der  Pauschalierung  der  Regelleistung  maximal  mit  dem  Wert
 angesetzt  werden,  der  ihrem  Teil  der  Regelleistung  entspricht.  Andere  Einnah-
 men  in  Geldeswert  sind  –  wie  bisher  –  mit  dem  üblichen  Endpreis  am  Abgabeort
 anzusetzen;  bei  der  Berechnung  des  Wertes  ist  aber  sicherzustellen,  dass  der
 Sachbezug  mit  einem  Wert  angesetzt  wird,  der  tatsächlich  für  den  Lebensunter-
 halt nutzbar gemacht werden kann.

 Nicht  ausgeschlossen  ist  es  nach  der  Entscheidung  des  Bundessozialgerichts,
 auch  bereitgestellte  Verpflegung  nach  der  gesetzlichen  Regelung  des  §  11  Abs.  1
 Satz  1  SGB  II  als  Einkommen  zu  berücksichtigen.  Auf  Grund  der  Regelung  des
 §  2  Abs.  5  Satz  2  Alg  II-V,  die  eine  monatliche  Bagatellgrenze  vorsieht,  kommt
 es  aber  bereits  heute  nur  noch  in  Einzelfällen  zu  einer  Berücksichtigung  von
 Einkommen  mit  Geldeswert  aus  bereitgestellter  Krankenhausverpflegung.  Es  ist
 daher beabsichtigt, die Nichtberücksichtigung solchen Einkommens zu regeln.

 2.  Nimmt  das  Bundesministerium  für  Arbeit  und  Soziales  den  eindeutigen  Hin-
 weis  auf  die  fehlende  Rechtssetzungskompetenz  zum  Anlass,  auch  weitere
 Verordnungsregelungen  zu  streichen,  für  die  keine  Ermächtigungsgrundlage
 vorliegt,  wie  z.  B.  die  Berücksichtigung  von  Verpflegung,  die  vom  Arbeit-
 geber gewährt wird?

 Die  Arbeitslosengeld  II/Sozialgeld-Verordnung  enthält  nach  Auffassung  der
 Bundesregierung  keine  Regelungen,  die  nicht  von  der  gesetzlichen  Ermäch-
 tigungsnorm des § 13 SGB II gedeckt sind.

 Ungeachtet  dieser  Tatsache  wird  im  Rahmen  der  zu  Frage  1  skizzierten  Anpas-
 sungen  geregelt  werden,  wie  Verpflegung,  die  ein  Arbeitgeber  als  Bezüge-
 bestandteil  oder  gar  anstelle  von  Arbeitsentgelt  gewährt,  als  Einkommen  zu
 berücksichtigen  ist.  Unter  Beachtung  der  Hinweise  des  Bundessozialgerichts
 kann  nur  ein  Wert  angesetzt  werden,  der  für  Verpflegung  in  der  Regelleistung
 enthalten  ist;  von  diesem  Wert  müssen  die  Absetzbeträge  des  §  11  Abs.  2  SGB  II
 absetzbar sein.

 3.  In  wie  vielen  Fällen  wurde  die  Regelleistung  nach  dem  1.  Januar  2008
 wegen  Krankenhausaufenthalten  oder  anderer  stationärer  Unterbringung
 gekürzt?

 Hierzu liegen der Bundesregierung keine Zahlen vor.

 4.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung  der  Bundesagentur  für  Arbeit,
 dass Überprüfungsanträge (§  44 SGB  X) abzulehnen sind?

 Die  Bundesregierung  teilt  die  Auffassung  der  Bundesagentur  für  Arbeit  hinsicht-
 lich  der  Ablehnung  von  Überprüfungsanträgen.  Für  Überprüfungsanträge  gelten
 nach  §  40  Abs.  1  Satz  1  und  2  Nr.  1  SGB  II  die  Vorschriften  des  Zehnten  Buches
 Sozialgesetzbuch  und  die  Vorschriften  des  Dritten  Buches  Sozialgesetzbuch
 über die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Abs. 1, 2, 3 Satz 1 und 4).

 Nach  §  330  Abs.  1  SGB  III  i.  V.  m.  §  44  Abs.  1  Satz  1  SGB  X  sind  rechtswidrige
 nicht  begünstigende  Verwaltungsakte,  die  auf  einer  Rechtsnorm  beruhen,  die  in
 ständiger  Rechtsprechung  anders  als  durch  die  Bundesagentur  für  Arbeit  ausge-
 legt  worden  ist,  und  unanfechtbar  sind,  nur  mit  Wirkung  für  die  Zeit  ab  dem  Be-
 stehen  der  ständigen  Rechtsprechung  zurückzunehmen.  Eine  ständige  Rechtspre-
 chung  kann  bereits  dann  vorliegen,  wenn  nur  eine  Entscheidung  des
 Bundessozialgerichts  ergangen  ist  (vgl.  BSG,  Urteil  vom  20.  Juni  2000  –  B  11
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AL  99/99  R).  Mit  Urteil  vom  18.  Juni  2008  hat  das  Bundessozialgericht  zur  bis-
 herigen  Rechtslage  klargestellt,  dass  Krankenhausverpflegung  für  die  Zeit  bis
 zum  31.  Dezember  2007  nicht  als  Einkommen  zu  berücksichtigen  ist.  Das  Urteil
 ist  daher  als  ständige  Rechtsprechung  anzusehen.

 Daraus folgt:

 ●  Bescheide,  die  Zeiträume  vor  dem  Entstehen  der  ständigen  Rechtsprechung
 betreffen,  aber  noch  nicht  bestandskräftig  geworden  sind,  wären  grundsätz-
 lich  zurückzunehmen.  Da  es  aber  seit  dem  1.  Januar  2008  eine  ausdrückliche
 Regelung  zur  Anrechnung  von  bereitgestellter  Verpflegung  als  Einkommen
 gibt  (§  2  Abs.  5  Alg  II-V),  betrifft  die  Rechtsprechung  nur  Zeiträume  bis  zum
 31.  Dezember  2007.  Aufhebungsentscheidungen  für  diese  Zeiträume  sind  zu-
 rückzunehmen, wenn diese noch nicht bestandskräftig geworden sind.

 ●  Die  Rücknahme  bestandskräftiger  Verwaltungsakte  nach  §  40  Abs.  1  Satz  1
 und  2  Nr.  1  in  Verbindung  mit  §  330  Abs.  1  SGB  III  und  §  44  Abs.  1  Satz  1
 SGB  X  wäre  für  Zeiträume  ab  dem  Bestehen  der  ständigen  Rechtsprechung,
 also  ab  18.  Juni  2008,  zulässig.  Wegen  der  geänderten  Rechtslage  können
 diese Fallgestaltungen indes nicht vorkommen.

 5.  Wie  viele  Fälle  gibt  es,  die  vor  dem  1.  Januar  2008  beschieden  und  bereits
 bestandskräftig  sind,  und  nun  aufgrund  des  §  330  Abs.  1  des  Dritten  Buches
 Sozialgesetzbuch (SGB  III) nicht zurückgenommen werden?

 Hierzu liegen der Bundesregierung keine Zahlen vor.
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